
Eswarnur
ein Satz in einem rund

zwanzigminütigenInterview
—

aber einer, der eine
neue

Grund-

satzdebatte über den wirt-

schaftspolitischenKurs der Regierung

ausgelösthat. "Es ist etwas,
wo

sich gerade

Menschen mit hohen Einkommen,hohen

Vermögenauch fragenmüssen:Welchen

Teil tragen wir dazu bei, dass dieses Land

gerechterwird?" Mit diesen Worten
ver-

teidigteLarsKlingbeil(SPD) im Sommer-

interview mit dem ZDF die Forderungen

aus
seinerPartei,

zum
Schließen der Haus-

haltslücken auch Steuererhöhungen
zu

prüfen.DieKritik
aus

der Unionließ nicht

lange auf sich warten: Abgesehen
vom

Kanzler haben inzwischen nahezu alle

namhaften CDU- und CSU-Politikerdie-

sem
Vorstoß eine Absageerteilt.

Klingbeilerweckt mit seiner Äußerung

den Eindruck,dass
es

aktuell nicht gerecht

zugehtin Deutschland,dass sich die finan-

ziell Gutgestelltenihrer Verantwortung

entziehen. Das passt zum
Stimmungsbild

in Umfragen,in denen mehr als 60 Pro-

zent der Deutschen die Wiedereinführung

der Vermögensteuerfordern.Es passt aber

vor
allem auch

zur
Stimmungin der SPD.

Schon zwei Tage nach der Vorstellungdes

KoalitionsvertragsAnfangApril dachte

die damaligeKo-Vorsitzende der Partei

Saskia Esken laut über Steuererhöhungen

nach. Auch Grüne und Linke beklagen
re-

gelmäßiG.s, dass „dieReichen" sich ihrer

Verantwortungentzögen.Aber entspricht

dieses Bild der Realität? Wo sehen Fach-

leute Handlungsbedarf,
wo

nicht?

Auf Arbeitseinkommen werden in

Deutschland
so

hohe Steuern und Sozial-

abgabenerhoben wie in kaum einem
an-

deren Land. Die Industrieländerorganisa-

tion OECD errechnete für den Durch-

schnittsverdiensteines Singleszuletzt eine

Belastung
von

knapp 48 Prozent. Im

OECD-Durchschnitt
warenes

35 Prozent.

Nur BelgienübertrifftDeutschland in der

Steuer- und Sozialabgabenlastnoch. Laut

der Datensammlungdes Bundesfinanzmi-

nisteriums tragen die oberen zehn Prozent

der Lohn- und Einkommensteuerpflichti-

gen
rund 56 Prozent

zumgesamtenLohn-

rind Einkommensteueraufkommenbei.

Dass der Spitzensteuersatzheute schon

beim rund 1,5-fachendes Durchschnitts-

einkommens greift, ist immer wieder

Gegenstand
von

Kritik. Vor einergroßen

Einkommensteuerreformschreckten in

den
vergangenen

Jahren jedochalle Re-

gierungsparteienzurück.

Ob ein Steuersystemeher die Ärmeren

oder Reicheren belastet,sei eine politi-

sche Frage, sagt Dominika Langenmayr,

Finanzwissenschaftlerinder Universität

Eichstätt-Ingolstadt. Handlungsbedarf

sieht sie dann,
wenn

die Steuer in der

Realität nicht
von

denjenigengezahlt

wird, die die Politik eigentlichim Blick

hat. Das sei in Deutschland
vor

allem bei

einer Steuerart der Fall: der Erbschaft-

steuer. Diese werde fast
nurvon

der
ge-

hobenen Mittelschicht gezahlt. Men-

schen in der unterenHälfte der Vermö-

gensverteilung zahlten
wegen

der

Freibeträgekeine Erbschaftsteuer,für

Menschen
am

oberen Ende gebe
es

viele

Ausnahmen. "Am Ende zahlen die wirk-

lich Reichen praktischkeine Erbschaft-

steuer",sagt die Ökonomin.Sie bezeich-

net die Erbschaftsteuer deshalb als

"Steuerfür die ärmerenReichen".

Im internationalenVergleichist die Un-

gleichheitder Vermögenin Deutschland
-

anders als bei den Einkommen
—

über-

durchschnittlichgroß.Der Indikatordafür,

der sogenannteGini-Koeffizient,beträgt

68, wobei der Wert 100 bedeuten würde,

dass einem Deutschen das gesamteVer-

mögengehört.Eine Wiederbelebungder

seit 1997 ausgesetztenVermögensteuer
se-

hen die meistenÖkonomenkritisch. Das

Bundesverfassungsgerichthatte damals

bemängelt,dass Immobilien mit
zu

gerin-

gen
Werten angesetztwurden. Schätzun-

gen
zufolgekönnten im Fall einer Wieder-

auflagedie Verwaltungskostenbis
zu

20

Prozent des
zu

erwartenden Steuerauf-

kommens ausmachen. Was aber viele

Ökonomenfordern, ist eine Reform der

Erbschaftsteuer,und
zwar

mit einem Hat-

Tax-Modell,einer einheitlichen Steuer für

alle. "Sinnvollwäre ein Freibetragfür je-

den Bürger
von

ein bis zwei Millionen

Euro für die gesamte Lebenszeit",sagt

Langenmayr.Für sämtliche Erbschaften,

die darüberhinausgehen
—

egal ob
aus

Be-

triebsvermögen,Immobilien oder anderen

Quellen
—,

regt sie einen Pauschalsteuer-

satz von
zehn Prozent

an.
Die Einnahmen

seien dann in etwa so
hoch wie bisher,

nur

anders verteilt. Für Unternehmenkönne

es
Stundungsregelnmit zehnjährigerLauf-

zeit geben.„Dannist das nicht existenzbe-

drohend",sagt Langenmayr.

Der Sachverständigenrat,der die Bun-

desregierungin der Wirtschaftspolitikbe-

rät, wirbt schon langefür eine Reform der

Erbschaftsteuer.Die weitgehendesteuer-

liche Freistellung
von

Betriebsvermögen

und selbst genutztenImmobilien sei weder

unter Verteilungsaspektengerechtfertigt

noch werde dadurch der angestrebteEr-

halt
von

Arbeitsplätzenerreicht, schrieb

der Rat in seinemGutachten 2009/2010

als Reaktion auf die damaligeErbschaft-

steuerreformder Regierung.In jüngerer

Zeit hat sich
vor

allem der Präsidentdes

MünchnerIfo-Instituts Clemens Fuest für

eine Reform der Steuer hin
zu

einer Fiat

Tax eingesetzt.Auch Rudolf Mellinghoff,

bis 2020 Präsident des Bundesfinanzhofs,

sprichtsich für eine niedrigeErbschaft-

steuerohne Ausnahmen
aus.

Im Frühjahr2023 wagte sich die CDU

kurzzeitig
aus

der Defensive.Damals lan-

cierten Finanzpolitikerder Partei ein Kon-

zept, das in der Einkommensteuereinen

höheren Steuersatz für Topverdiener
vor-



sah,
um

mittlere und niedrigeEinkommen

zu
entlasten,sowie eine Fiat Tax in der

Erbschaftsteuer.Als Wirtschaftsverbände

die Pläne zerpflückten,ruderte die Partei

jedocheilig zurück. Im Wahlprogramm

fanden sich keine Reformvorschlägedie-

ser
Art mehr.

Was der eigenenKlientel zumutbar ist

und
was

nicht, dafür ist der Wirtschaftsrat

der CDU ein guter Seismograph.Er ist

kein Organder Partei, steht ihr aber sehr

nahe. GeneralsekretärWolfgangSteiger

hält
so gar

nichts
von

der aktuellen Debat-

te. Auf die Frage,ob
er

sich Änderungen

etwa beim Reichensteuersatzoder bei der

Erbschaftsteuer vorstellen kann, wiegelt

Steigerab. "Die Steuer- und Abgabenquo-

te in Deutschlandbefindet sich schon jetzt

auf Rekordniveau,das gilt geradeauchfür

höhere Einkommen." Der finanzielle

Spielraumfür Steuersenkungenfür die

Mittelschicht müsse
vor

allem über mehr

Wirtschaftswachstumkommen.
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